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4 EINZELHEITEN DER MAßNAHMEN ZUR VERMEIDUNG EINER ZUNAHME 
DER VERSCHMUTZUNG DER MEERESGEWÄSSER 

Das grundsätzliche Ziel des Meeresschutzes gem. Art. 1 WRRL ist es, „in der Meeres-
umwelt für natürlich anfallende Stoffe Konzentrationen in der Nähe der Hintergrundwerte 
und für anthropogene synthetische Stoffe Konzentrationen nahe Null zu erreichen“. Bei 
der Durchführung der grundlegenden Maßnahmen haben die Mitgliedstaaten gem. Art. 11 
Abs. 6 WRRL „alle geeigneten Vorkehrungen“ zu treffen, „damit die Meeresgewässer 
nicht zusätzlich verschmutzt werden“.  

In den Küstenwasserkörpern führen die eingeleiteten Nährstofffrachten zu erheblichen 
Eutrophierungseffekten. Der gute ökologische Zustand ist deshalb überwiegend nicht vor-
handen und wird voraussichtlich innerhalb des ersten Bewirtschaftungszeitraums nicht 
erreicht werden. Gründe hierfür sind naturräumliche Gegebenheiten, lange Aufenthaltszei-
ten von Nährstoffen (insbesondere im Grundwasser) mit entsprechenden zeitlichen Ver-
zögerungen bei den Wirkungen der Maßnahmen zur Reduzierung der diffusen Stickstoff-
belastung und Probleme der technischen Durchführbarkeit von Schritten zur Verminde-
rung der Belastungen. Das Überangebot an Stickstoff und Phosphor kann allein mit loka-
len Maßnahmen in den Küstenwasserkörpern selbst nicht hinreichend reduziert werden. 
Vielmehr ist es notwendig, dass auch die Oberlieger ergänzende Maßnahmen durchfüh-
ren, um den guten Zustand in den Übergangs- und Küstengewässern zu ermöglichen. 
Hierzu gehören sowohl Maßnahmen bei den Punktquellen als auch bei den diffusen Quel-
len.  

Die in Hessen durchgeführten grundlegenden Maßnahmen zur Verminderung der (stoffli-
chen) Belastung der hessischen Oberflächenwässer nach Art. 11 Abs. 3 WRRL führen 
insgesamt auch zu einer Verminderung der Meeresbelastung über den Rhein und die 
Weser.  

Insbesondere bei der Verminderung der Abwasserbelastung aus kommunalen Kläranla-
gen wurde sowohl bei der Festlegung der Anforderungen als auch bei den Fristen zu de-
ren Umsetzung der Meeresschutz ausdrücklich berücksichtigt. Wie in Abschnitt 2.1.7 nä-
her erläutert ist, enthält die Kommunalabwasserrichtlinie (91/271/EWG) besondere Anfor-
derungen und Fristen für Einleitungen in empfindliche Gebiete. Im Hinblick auf den Schutz 
der Nordsee wurden die für die Einleitungen in empfindliche Gebiete geltenden Anforde-
rungen der Kommunalabwasserrichtlinie in Hessen flächendeckend umgesetzt. Darüber 
hinaus wurden bei einem großen Teil der hessischen Einleitungen weitergehende Anfor-
derungen festgelegt. 

Abgestimmte Zielwerte für die Konzentration von Stickstoff und Phosphor in Fließgewäs-
sern, bei deren Einhaltung die Ziele des Meeresschutzes erreicht würden, liegen noch 
nicht vor. Vielmehr definieren die einzelnen Flussgebietseinheiten unter Berücksichtigung 
der durchführbaren Reduzierungsmaßnahmen konkrete Handlungsziele je Bewirtschaf-
tungszeitraum mit der Absicht, den guten ökologischen Zustand gem. WRRL in den Küs-
tengewässern zu erreichen, zumindest aber den gegenwärtigen Zustand zu verbessern.  
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Neben den Nährstoffen sind auch die Stoffe für prioritäre Maßnahmen des OSPAR-
Übereinkommens für den Schutz der Nordsee von Bedeutung. Hierbei handelt es sich um 
Stoffe, die persistent, bioakkumulierbar oder toxisch sind oder aus anderen Gründen An-
lass zur Besorgnis geben (OSPAR 2003; OSPAR 2001). Viele dieser Stoffe sind gleich-
zeitig prioritäre Stoffe des Anhangs X der WRRL. Die Stoffe der OSPAR-Liste werden in 
Hessen untersucht, sofern sie in signifikanten Mengen vorkommen. Die entsprechenden 
Daten werden als Bestandteile der internationalen Überwachungsprogramme der Nord-
see an die Flussgebietsgemeinschaft Weser und an die Internationale Kommission zum 
Schutz des Rheins weitergeleitet und sind somit auch Handlungsgrundlage für die Maß-
nahmenprogramme nach WRRL. Maßnahmen zur Verminderung der Belastung in den 
Binnengewässern führen auch bei diesen Stoffen zu keiner Erhöhung der Meeresbelas-
tung. 

Als weitere wichtige Grundlage für den Meeresschutz gilt die kurz vor der Ratifizierung 
stehende EG-Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie, die durch den 6. EU-Umweltaktionsplan 
initiiert worden ist. 

Die Absicht dieser Richtlinie ist die Einrichtung eines Rahmens zum Schutz und Erhalt der 
marinen Umwelt mit den prinzipiellen Zielen: 

• weitere Verschlechterungen des Zustands der Meeresgewässer zu verhindern, 

• Umweltziele und Maßnahmenprogramme für Meeresgewässer und Instrumente zur 
Erreichung und Durchführung zu etablieren, 

• kohärente Überwachungssysteme und Bewertungsverfahren zur Beurteilung des Zu-
standes der Meeresgewässer zu entwickeln, 

• weitere bereits in Kraft getretene Abkommen bezüglich des Schutzes der Meeresum-
welt zu koordinieren und die dort formulierten Schutzziele zu harmonisieren. Zu ihnen 
zählen u.a.: 

o die London-Konvention von 1972 über die Verhütung von Meeresverschmutzung 
durch das Einbringen von Abfällen und anderen Stoffen sowie der Abfallverbren-
nung auf See, 

o das MARPOL-Abkommen (MARinePoLlution) von 1973 zum Schutz der Meere vor 
Verschmutzungen durch Schiffe, umgesetzt durch die International Maritime Orga-
nization (IMO), 

o die UN-Seerechtskonvention der Vereinten Nationen von 1982 (United Nations 
Convention on the Law of the Sea, UNCLOS) über die Rechte der Anrainerstaaten 
in der 12 sm-Zone und der 200 sm-AWZ (Ausschließliche Wirtschaftszone) u.a. 
zum Schutz der Fischbestände, 

o der International Council for the Exploration of the Sea (ICES) als wissenschaftli-
ches Forum für den Austausch von Informationen über das Meer und seine leben-
den Ressourcen und für die Koordination der marinen Forschung sowie 

o das Trilaterale Monitoring und Assessment-Programm (TMAP) zum Schutz des 
Wattenmeeres; 
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• weitere bereits in Kraft getretene Abkommen bezüglich der Reduzierung der Stoffein-
träge aus den Zuflüssen in die Meere zu koordinieren und die dort formulierten 
Schutzziele zu harmonisieren. Zu ihnen zählen u.a.: 

o die Oslo-Paris-Konvention (OSPAR) von 1992 zum Schutz und Erhalt der Meeres-
umwelt des Nordostatlantiks mit einer Ergänzung von 1998 bezüglich Maßnahmen 
zum Schutz und zur Erhaltung des Ökosystems und der biologischen Vielfalt von 
Meeresgebieten, die durch menschliche Aktivitäten beeinflusst sind, 

o das Bund/Länder-Messprogramm (BLMP) als übergreifendes Überwachungspro-
gramm für die Nord- und Ostsee mit dem Ziel, die Belastung von Meerwasser, Se-
dimenten und Organismen mit schädlichen Stoffen festzustellen und zu quantifizie-
ren, 

o die Internationale Nordseeschutzkonferenz (INK), die keine völkerrechtlich verbin-
denden Vorgaben, sondern Absichtserklärungen in Form von Ministerbeschlüssen 
formuliert, sowie 

o das „Übereinkommen über die Sammlung und Abgabe von Abfällen in der Binnen-
schifffahrt“, das von der Zentralkommission für die Rheinschifffahrt festgelegt wur-
de. Dies enthält Anwendungsbestimmungen über die Sammlung, Abgabe und An-
nahme von öl- und fetthaltigen Schiffsbetriebsabfällen, Abfällen aus dem Ladungs-
bereich und sonstigen Schiffsbetriebsabfällen.  

 


